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CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag • Platz der Republik 1 • 11011 Berlin 

An die Mitglieder des  

CDU-Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern 

Bericht des Landesgruppenvorsitzenden 
Ausgabe:  20. WP/23-14 

Anlass:  Fraktionssitzungen am 7. und 14. November 2023 

Liebe Parteifreunde, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

die auf Antrag unserer CDU/CSU-Bundestagsfraktion ergangene historische 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu Verfassungswidrigkeit des 
Bundeshaushalts war ein Paukenschlag für das politische Berlin und ließ die 
Budgetplanung der linken Ampelkoalition wie ein Kartenhaus einstürzen. Eine 
prägnante Einordnung der Entscheidung finden Sie zusammengefasst in einem 
Blitz-Briefing zum Gerichtsurteil sowie in einer Rede von Friedrich Merz. 

Die weiteren – von der Karlsruher Entscheidung in der Öffentlichkeit weithin 
überlagerten – Schwerpunkt der zurückliegenden „Doppel-Sitzungswoche“ 
habe ich für Sie im „Bericht des Landesgruppenvorsitzenden“ in bewährter 
Form aufgearbeitet. Maßgebliche Schwerpunkte waren erneut der Kampf 
gegen den Antisemitismus und die Migrationspolitik, zu der ich auch eine 

aktuelle Rede zu gescheiterten linken Integrationspolitik gehalten habe. 

Als Lektüreempfehlung darf ich abschließend noch auf ein Rundschreiben 
zur Zukunft des 49-Euro-Tickets und auf einen aktuellen Beitrag von Simone 

Borchardt zur Gesundheitspolitik hinweisen. 

Herzliche Grüße aus dem Deutschen Bundestag 

 
Philipp Amthor MdB 

Vorsitzender der CDU-Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern 

Anlage: 
· Blitz-Briefing: BVerfG-Entscheidung zum Bundeshaushalt (PDF, 2 Seiten) 
· Rede von Friedrich Merz MdB zum verfassungswidrigen Bundeshaushalt (Link) 
· Rede von Philipp Amthor MdB zu gescheiterter Integration (Link) 
· Rundschreiben zur Zukunft des 49-Euro-Tickets (PDF, 3 Seiten) 
· Beitrag von Simone Borchardt MdB (PDF, 3 Seiten)
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Teil 1: Kernbotschaften der Woche 

Vereinbarte Debatte und Leitantrag: „Historische Verantwortung 
wahrnehmen – Jüdisches Leben in Deutschland schützen“ 

Seit dem 7. Oktober 2023 wütet der Terror der Hamas gegen Israel. Die 
Ermordung Unschuldiger, die Tötung ganzer Familien und willkürliche Geisel-
nahmen zeigen die menschenverachtende Brutalität dieser islamistischen 
Terrorgruppe. Die Hamas setzt ihre Angriffe gegen Israel unvermindert fort. 
Israel antwortet darauf im Rahmen seines in der Charta der Vereinten Nationen 

verbrieften Rechts auf Selbstverteidigung.   

Zur gleichen Zeit tritt bei Kundgebungen und Demonstrationen in Deutschland 
Antisemitismus offen zu Tage, Freude über den Tod von Jüdinnen und Juden 
wird zur Schau gestellt. Das ist unerträglich und muss alle nach den Regeln des 
Rechtsstaats möglichen Konsequenzen nach sich ziehen.  

In der zurückliegenden Sitzungswoche fand deshalb eine „Vereinbarte Debatte“ 
unter dem Titel „Historische Verantwortung wahrnehmen – Jüdisches Leben in 
Deutschland schützen“ statt. In diese Debatte haben wir unseren Leitantrag 
eingebracht, der insgesamt 49 Maßnahmen zur Unterstützung Israels und zur 
Bekämpfung des Antisemitismus in Deutschland vorschlägt.  

Der Staat Israel muss sich unserer unverrückbaren und anhaltenden Solidarität 
sicher sein. Für die Offensive gegen die Hamas muss Israel die militärische 
Unterstützung erhalten, die das Land zur Wiederherstellung seiner Sicherheit 
benötigt. Deutschland muss zudem seinen Einfluss in den internationalen 
Organisationen geltend machen und unmissverständlich Position zugunsten 
des angegriffenen Staates Israel beziehen. Die Enthaltung der deutschen 
Bundesregierung bei der einschlägigen Resolution der Vereinten Nationen ist 
beschämend. Denn es darf keinen Zweifel geben, wo die demokratischen Kräfte 
in Deutschland stehen: An der Seite Israels und an der Seite der Jüdinnen und 
Juden in Deutschland.  

Diese Solidarität und Gewissheit müssen auch morgen und übermorgen noch 
gelten, wenn der Krieg im Nahen Osten länger dauert oder zu Ende ist. Die 
Solidarität darf auch dann nicht nachlassen, wenn Antisemiten und 
Israelhasser ihre Parolen auf deutsche Straßen tragen. Deshalb fordern wir in 
49 Punkten eine wirksame Unterstützung Israels und eine entschlossene 
Bekämpfung des Antisemitismus.  
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Aktuelle Stunde: „Maßnahmen zur Begrenzung der Migration“ 

Die Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) hat in der Nacht auf den 
7. November 2023 gemeinsam mit dem Bundeskanzler eine Reihe von 
Beschlüssen zur Migrationspolitik gefasst. Diese Beschlüsse betreffen ganz 
vorrangig nur die finanzielle Beteiligung des Bundes an den Flüchtlingskosten, 
die Frage der Sozialleistungen für Asylbewerber sowie auch die Verfahrens-

beschleunigung und -digitalisierung. 

Der MPK voraus gingen viele Wochen, in denen weder das Ziel noch die 
konkreten Lösungsansätze des Bundeskanzlers in Anbetracht der drängenden 
Migrationskrise sichtbar waren. Bereits am 6. September 2023, also vor mehr 
als zwei Monaten, hat Bundeskanzler Scholz im Plenum des Deutschen 
Bundestages der Opposition einen Deutschland-Pakt angeboten – ohne jedoch 
konkrete Maßnahmen vorzulegen. Wir waren gesprächsbereit – unter der 
Maßgabe, dass am Ende wirksame Maßnahmen stehen, welche die Zahlen der 
illegalen Migration nach Deutschland senken. 

Der Bundeskanzler möchte den Eindruck erwecken, die Beschlüsse der MPK 
seien ein signifikanter Fortschritt auf diesem Weg – weshalb er sogar die 
Überschrift „Humanität und Ordnung“ von uns entlehnt hat. Tatsächlich wird 
aber nur ein Bruchteil unserer 26 Forderungen für eine wirkliche Wende in der 
Asyl- und Flüchtlingspolitik aufgegriffen.  

Die Beschlüsse der MPK sind deshalb nicht mehr als ein erster Schritt auf dem 
Weg zu einer raschen und spürbaren Reduzierung der irregulären Migration 
nach Deutschland. Die Einigung wärmt viele altbekannte Ankündigungen aus 
früheren Vereinbarungen auf, die auch nach Monaten noch nicht umgesetzt 
sind. Die Kraft des Bundeskanzlers zur Änderung seiner Migrationspolitik 
scheint bereits beim kleinsten gemeinsamen Nenner erschöpft. Wir fordern 
auch weiterhin: Die Zahlen müssen runter. 

Anreize reduzieren: Asylbewerberleistungsgesetz reformieren 

Die Anzahl der Asylbewerber in Deutschland ist aktuell zu hoch. Die Länder und 
Kommunen sind inzwischen zunehmend überfordert. Ihre Infrastruktur, also 
z.B. das Schulsystem, die Kitas und auch Teile der Gesundheitsversorgung, 
gelangen an ihre Grenzen. Ein Grund für die große Zahl der Asylberber in 
Deutschland ist eine hohe Sekundärmigration aus anderen EU-Staaten. Diese 
Sekundärmigration beruht unter anderem auf zu großzügigen Sozial-
leistungen: Bereits nach 18 Monaten werden bisher aus „Asylbewerber-
leistungsberechtigen“ sogenannte „Analogleistungsberechtigte“, die einen 
Anspruch auf Leistungen in Höhe des Bürgergeldes haben. 
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Wir wollen die Bezugsdauer der Asylbewerberleistungen von 18 auf 36 Monate 
ausweiten. Das umfasst auch die verringerten medizinischen Leistungen. 
Grund dafür ist neben den o.g.  Argumenten auch, dass sich die Laufzeit der 
Asylverfahren in Deutschland, die ein Grund für die Dauer der abgesenkten 
Leistungen ist, teilweise deutlich verlängert hat.  

Wir müssen derzeit alles tun, was dazu beträgt, die Zahl der Asylbewerber in 
Deutschland zu reduzieren, um unsere Infrastruktur vor dem Kollaps zu 
bewahren und die Akzeptanz des Asylrechts in der Bevölkerung zu erhalten. Mit 
der Verlängerung der Bezugsdauer für abgesenkte Asylbewerberleistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz setzten wir zügig eine Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern um. Dies ist jedoch nur eine erste 
Maßnahme, ein Anfang. Weitere Regelungen müssen folgen. 

 Finanzierung für eine einsatzbereite und einsatzfähige Bundeswehr 

Nach Ende des bipolaren Konflikts profitierte Deutschland von der 
sogenannten „Friedensdividende“. Wir lebten in der Illusion vom „Ende der 
Geschichte“, in welchem es keine existenziellen militärischen Bedrohungen 
mehr geben würde. Spätestens mit dem russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine haben sich die sicherheits- und verteidigungspolitischen Grund-
annahmen jedoch fundamental verschoben. Deutschland braucht eine 
Bundeswehr, die die Aufgaben der Landes- und Bündnisverteidigung erfüllen 
kann. Der Weg dahin ist steinig, der Reform- und Nachholbedarf immens. 
Neben ausreichend Ressourcen sind effiziente Prozesse und klare Strukturen 
notwendig. Die „Zeitenwende“ erfordert raschen und einschneidenden Wandel 
in der Bundeswehr. Nur so kann auf die grundlegende Lageänderung reagiert 
und die Bundeswehr schnellstmöglich auf die Erfordernisse der Landes- und 
Bündnisverteidigung ausgerichtet werden. Unsere Verteidigungsfähigkeit für 
Deutschland gibt es dabei nicht zum Nulltarif. Es erfordert eine schmerzhafte, 
aber dringend notwendige finanzielle Unterfütterung im Bundeshaushalt. Das 
durch alle NATO-Mitgliedstaaten vereinbarte Zwei-Prozent-Ziel, also die 
Aufwendung von mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für 
verteidigungsrelevante Ausgaben, ist hierfür zentral. Die Verteidigungs-
ausgaben müssen, wie vom Verteidigungsminister selbst gefordert, ab 2024 
substanziell, d.h. um jährlich mindestens zehn Milliarden Euro erhöht werden, 
und zwar zusätzlich zum Sondervermögen. Wir fordern die Bundesregierung 
dazu auf, dem Wort der „Zeitenwende“ endlich auch konkrete Taten bei der 
Reform der Bundeswehr folgen zu lassen. 
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 Ukraine zum Sieg verhelfen 

Seit fast zwei Jahren verteidigen die Ukrainer ihr Land gegen den völkerrechts-
widrigen und brutalen Angriff Russlands. Die Ukraine verteidigt dabei nicht 
nur ihr eigenes Territorium, sondern auch unsere Freiheit und die europäische 
Sicherheitsarchitektur. Aktuell ist die ukrainische Gegenoffensive ins Stocken 
geraten. Umso wichtiger ist es, die Ukraine weiter entschlossen und wirkungs-
voll zu unterstützen. Unser Ziel ist und bleibt die Wiederherstellung der 
territorialen Integrität der Ukraine in den völkerrechtlich anerkannten 
Grenzen. Die Ukraine muss diesen Krieg gewinnen. Sie muss die dafür 
notwendige politische, militärische und finanzielle Unterstützung erhalten. 
Dabei kommt es insbesondere auf den Faktor Zeit sowie die Qualität und 
Quantität der Unterstützung an. Im Gegensatz zur Bundesregierung legen wir 
ein umfassendes Maßnahmenpaket vor, mit dem wir die Ukraine kurz-, mittel- 
und langfristig in ihrem Freiheits-kampf unterstützen. Das heißt auch, dass der 
Ukraine endlich und unverzüglich die lang erbetenen TAURUS-Marsch-
flugkörper im größtmöglichen Umfang geliefert werden müssen. Zusätzlich ist 
es unerlässlich, die Ukraine in eine Sicherheitsarchitektur einzubinden. Die 
EU-Beitrittsperspektive für die Ukraine muss mit Leben gefüllt und formale 
Beitrittsgespräche aufgenommen werden. Dabei ist aber auch klar, dass auf 
dem weiteren Weg die Beitrittskriterien erfüllt und die Integrationsfähigkeit 
der Europäischen Union berücksichtigt werden müssen. 

Teil 2: Die Woche im Parlament 

– Initiativen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion – 

Belarus in die europäische Völkerfamilie zurückführen 

Die Bürger von Belarus haben sich im Sommer 2020 in ihrer überwiegenden 
Mehrheit für einen demokratischen Wechsel gestimmt und nehmen dafür 
große Entbehrungen in Kauf. Sie haben Lukaschenka und seinem Regime das 
Vertrauen und die Unterstützung entzogen und mit ihren friedlichen Protesten 
und Massenstreiks gezeigt, dass sie sich ein modernes, weltoffenes Land 
wünschen. Vom erzwungenen Exil aus setzen sich die demokratischen Kräfte, 
darunter vor allem Sviatlana Tsikhanouskaya – die legitime Gewinnerin der 
Wahlen von 2020 – sowie das im Sommer 2022 gegründete Übergangskabinett 
und der Koordinierungsrat weiter für diesen Wandel ein. Auch im Land selbst 
setzen mutige Initiativen im Untergrund die Arbeit fort. Deshalb fordern wir 
unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmalig beraten, weiterhin harte 
und gezielte Sanktionen gegen den gesamten belarussischen Sicherheits- und 
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Geheimdienstapparat, der das Zentrum des Lukaschenka-Regimes bildet. 
Außerdem sollen den Opfern von Gewalt, Repression und Folter großzügige 
Unterstützung gewährt werden. Die Einreise für belarussische Staatsbürger-
innen und Staatsbürger, die nachweislich politisch verfolgt sind, ist zu 
erleichtern. Die Unterstützung für die demokratischen Kräfte, insbesondere für 
das von Sviatlana Tsikhanouskaya geleitete Übergangskabinett im Exil, für die 
belarussische Zivilgesellschaft und für freie Medien ist politisch und finanziell 

unvermindert fortzusetzen und auszubauen. 

Abstimmung über den digitalen Euro im Bundestag bindend machen 

Am 28. Juni 2023 hat die Europäische Kommission einen Vorschlag für ein 
gesetzliches Rahmenwerk für die Ausgabe eines digitalen Euro vorgelegt. Die 
Digitalisierung des Euro wird der weitreichendste Eingriff in unser 
Währungssystem seit der Einführung des Euro. Dennoch sollen nach dem 
Willen der Europäischen Kommission nationale Parlamente kein Mitsprache-
recht bei der Entscheidung über Einführung und Ausgestaltung des digitalen 
Euro haben. Die Bundesregierung scheint sich die Position der Kommission zu 
eigen zu machen und verweist lediglich auf die Möglichkeit zur Abgabe einer 
Stellungnahme durch den Deutschen Bundestag. Das genügt nicht. Mit 
unserem Antrag stellen wir fest: Die Einführung eines digitalen Euro ist in ihrer 
Bedeutung für das „System Euro“ mindestens gleichrangig zur Erweiterung des 
Währungsgebietes zu beurteilen – also muss der Deutsche Bundestag auch 
beteiligt werden. Das Verfahren der Kommission und der Bundesregierung 
wird der Bedeutung der anstehenden Entscheidung daher nicht gerecht. 

Arbeitsagentur: Vermittlung stärken, statt Arbeitslosigkeit verwalten 

Arbeitsminister Heil wollte die Betreuung von unter 25-jährigen Langzeit-
arbeitslosen in den Arbeitsagenturen durchführen lassen. So sollten 900 Mio. 
Euro/Jahr aus der Steuerkasse eingespart werden. Die Kosten sollten statt-
dessen die Beitragszahler der Arbeitslosenversicherung zahlen. Die Pläne des 
Ministers sind wegen des öffentlichen Protests gescheitert. Doch Minister Heil 
will die Pläne dem Grunde nach beibehalten: Nun sollen Weiterbildung und 
Reha Langzeitarbeitsloser ab 2025 im SGB III statt SGB II verwaltet werden. In 
unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmalig beraten, stellen wir fest: 
Eine fachliche Begründung der Pläne des Arbeitsministers gibt es nicht. Es sind 
Verschlechterungen für die Betroffenen zu erwarten, durch neue Schnittstellen 
und eine Vielzahl von Ansprechpartnern. Wir kritisieren zudem die 
Mittelkürzungen im Eingliederungs- und Verwaltungstitel der Jobcenter. Für 
die Vermittlung in Arbeit stehen 700 Mio. Euro weniger zur Verfügung als im 
Vorjahr. Es steht zu befürchten, dass sich die Vermittlung in Arbeit spürbar 
verschlechtern wird. 
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Finanzierung der Forschungsverbünde zur DDR-Forschung sicherstellen 
– Kommunismus-Forschung stärken 

Die unionsgeführte Bundesregierung hat in der vergangenen Legislaturperiode 
mit der „Richtlinie zur Förderung von Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der 
DDR-Forschung im Rahmenprogramm Geistes-, Kultur- und Sozialwissen-
schaften“ die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der DDR und dem 
SED-Unrecht vorangetrieben. Unser Ziel ist, eine stärkere Verankerung der nur 
schwach entwickelten DDR-Forschung in der deutschen Hochschul- und 
Forschungslandschaft zu etablieren. Insbesondere für die Ausbildung 
zukünftiger Lehrerinnen und Lehrer – und damit für die Vermittlung dieser 
Themen in den Schulen – sind Kenntnisse über das SED-Unrecht von großer 
Bedeutung. Leider geht die Bundesregierung einen anderen Weg: Statt die 
Förderung der DDR-Forschung fortzuführen oder gar auszuweiten, hat die 
Bundesregierung im Haushalt 2023 eine deutliche Kürzung der Forschungs-
förderung vorgenommen. Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche 
abschließend beraten – fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, die in der 
ersten Förderrunde bereitgestellten Mittel für die „Forschungs-verbünde SED-
Unrecht“ auch in der zweiten Förderrunde in mindestens gleicher Höhe zur 
Verfügung zu stellen und die Ergebnisse einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. 

Fortbestand des Weinbaus schützen 

Derzeit finden auf EU-Ebene die Verhandlungen zur Maßnahmenverordnung 
„Sustainable Use Regulation“ (SUR) statt. Dabei geht es um die Regulierung der 
Verwendung von chemischen Pflanzenschutzmitteln. Wir sprechen uns gegen 
ein Totalverbot von zugelassenen chemischen Pflanzenschutzmitteln in 
sensiblen Gebieten, wie z.B. Natur-, Vogel- und Wasserschutzgebieten, aus. 
Zudem treten wir für eine bürokratiearme Umsetzung der SUR in der Praxis ein, 
damit zusätzliche Dokumentationspflichten und Risiken im Datenschutz 
vermieden werden. Dies betrifft insbesondere die Winzerinnen und Winzer. 
Vor dem Hintergrund der erwartbaren weitreichenden Folgen des SUR-
Verordnungsentwurfs für den deutschen Weinbau fordern wir in unserem 
Antrag, dass die berechtigten Interessen des Weinbaus bei der weiteren 
Ausgestaltung des SUR-Verordnungsentwurfs angemessene Berücksichtigung 
finden. 

Kritik an der EU: Luftqualität und saubere Luft für Europa 

Die EU-Kommission schlägt in ihrem Entwurf zur Überarbeitung der Luft-
qualitätsrichtlinie schärfere Grenzwerte vor, die sich stärker an den zuletzt 
2021 veröffentlichten Richtwerten der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
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orientieren. So soll z.B. der zulässige durchschnittliche Jahreswert für 
Stickstoffdioxid von 40 Mikrogramm je Kubikmeter Luft auf 20 Mikrogramm 
gesenkt werden. Neben dem Fokus auf der verpflichtenden Einhaltung von 
Grenzwerten auch an hoch belasteten – zum Beispiel verkehrsnahen – 
Standorten sieht der Richtlinienentwurf zudem eine kontinuierliche Senkung 
der durchschnittlichen Belastung mit Luftschadstoffen (z.B. Stickstoffdioxid 
und Feinstaub (PM2,5)) bis zur Erreichung der WHO-Richtwerte vor. Mit 
unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmals beraten, fordern wir die 
Bundesregierung deshalb auf, sich bei den Verhandlungen im Rat 
grundsätzlich für Technologieoffenheit, realistisch erreichbare Grenzwerte, 
längere Übergangszeiten, mehr Spielräume für die Kommunen bei der 
Erstellung von Luftreinhalteplänen und gegen flächendeckende Fahrverbote 
einzusetzen. 

Exportnation Deutschland stärken  

Das Scheitern der Verhandlungen über das Freihandelsabkommen zwischen 
der EU und Australien sowie das zunehmend in Frage stehende Handels-
abkommen zwischen der EU und dem Mercosur-Raum müssen endlich zu 
einem handelspolitischen Erwachen und Umdenken der Bundesregierung 
führen. Handelsabkommen, die teilweise über Jahrzehnte verhandelt wurden, 
dürfen nicht länger zerredet, mit Nachforderungen im Nachhaltigkeitsbereich 
überfrachtet und damit leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden. Es gilt, diese 
Abkommen endlich zum Abschluss zu bringen und die Verhandlungen über 
andere wegweisende Handelsabkommen, wie z.B. mit Indien, schnellst-
möglich voranzutreiben. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung 
deshalb auf, geschlossen den Abschluss von Handelsabkommen vorantreiben 
und unterstützen. Nur mit dem Ausbau bestehender außenwirtschaftlicher 
Beziehungen mit gleichgesinnten Ländern sowie mit neuen Kooperations-
partnern können Lieferketten diversifiziert, Abhängigkeiten reduziert und die 
Resilienz der Europäischen Union und Deutschlands erhöht werden.  

„Net-Zero Industry Act“ als Motor für den Industriestandort Deutschland 

Die Europäische Kommission hat den sog. Net-Zero Industry Act (NZIA) 
vorgeschlagen. Damit will sie Null-Emmissionstechnologien fördern. Ziel ist, 
dass die Produktionskapazität für die strategisch wichtigsten Technologien – 
wie Photovoltaik, Windkraft, Batterien und Wärmepumpen – bis 2030 
mindestens 40 Prozent des Bedarfs der EU erreicht. Der NZIA stützt sich auf 
mehrere Säulen, darunter günstige Investitionsbedingungen, Beschleunigung 
der CO2-Abscheidung, leichterer Marktzugang und bessere Qualifikationen. 
Mit unserem Antrag fordern wir: Deutschland muss sich bei der Ausgestaltung 
des NZIA strategisch einbringen, damit die Maßnahmen ihre Wirkung für den 
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Standort Deutschland nicht verfehlen und die Umsetzung der Maßnahmen so 
schnell und reibungslos wie möglich verläuft. Wenn dies gelingt, können die 
vereinfachten Prozesse des NZIA (One-Stop-Shop) und die Ansprüche an 
Digitalisierung, Transparenz, Funktionalität und Effizienz als Bestandteil einer 
modernen Industriepolitik zum Vorbild für eine effiziente Verwaltung in ganz 
Deutschland werden. Die Bundesregierung ist bisher hier komplett untätig.  

Wissenschaft: Deutsche Vermittlerorganisationen stärken 

Die Regierungskoalition hat im Koalitionsvertrag ein Versprechen abgegeben: 
„Wir werden die institutionelle Förderung von Deutschem Akademischen 
Austauschdienst (DAAD) und Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) analog 
zum Pakt für Forschung und Innovation erhöhen." (S. 19). In unserem Antrag 
stellen wir fest: Das Gegenteil ist der Fall. Die Regierungskoalition kürzt bei den 
beiden weltweit anerkannten deutschen Vermittlerorganisationen. Die AvH 
hat bereits öffentlich angekündigt, Konsequenzen für ihr Fördergeschäft 
ziehen zu müssen. So müsse unter anderem das sehr prestigeträchtige 
Bundeskanzler-Stipendium für Nachwuchsführungskräfte eingestellt werden. 
Diese Prioritätensetzung der aktuellen Bundesregierung ist aus unserer Sicht 
falsch. Sie schwächt Deutschland dabei, internationale Partnerschaften zur 
Lösung von großen globalen Herausforderungen wie z.B. den Klimawandel zu 
vertiefen. Es gilt, die internationale Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Forschung strategisch auszubauen und die herausragend wichtige Arbeit der 

AvH und des DAAD entsprechend zu stärken. 

Strukturwandel in den ostdeutschen Kohleregionen 

Mit dem Strukturstärkungsgesetz wurde im Jahr 2020 der Rahmen für die 
Gestaltung und finanzielle Absicherung des Strukturwandels in den vom 
Kohleausstieg betroffenen Regionen bis 2038 gesetzt. Durch eine vorherige 
sorgfältig austarierte Einigung zwischen Wirtschaft, Politik, Klimaschützern 
und Wissenschaftlern wurde der Zeitpunkt 2038 als Ergebnis der sogenannten 
Kohlekommission vereinbart – ein beispielhaft breiter gesellschaftlicher 
Konsens. Die Regionen in Ostdeutschland haben sich entsprechend zu dem 
geplanten Ausstieg bis 2038 bekannt. Die aktuell von der Bundesregierung 
begonnene Debatte um einen noch früheren Ausstiegszeitpunkt lehnen wir 
deshalb ab. Diese Diskussion konterkariert die Gestaltung des Strukturwandels 
in den ostdeutschen Kohleregionen. Es verkennt die wasserwirtschaftlichen 
Folgen des Braunkohleausstiegs für Ostdeutschland vollständig und blendet 
Fragen der Energieversorgungssicherheit aus. Zudem wird dadurch der 
politische und gesellschaftliche Konsens zum Kohleausstieg in den Regionen 
und mit den Regionen insgesamt gefährdet.  
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Wiederaufbau der Ukraine fördern 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat auch die Wirtschaft des 
Landes schwer getroffen. Dies betrifft auch die Landwirtschaft der Ukraine, die 
oftmals als die Kornkammer Europas bezeichnet wird und die auch für die 
Versorgung vieler Menschen im Globalen Süden von enormer Bedeutung ist. 
Bereits heute sollten wir die Landwirtschaft in der Ukraine dabei unterstützen, 
die Folgen des Krieges zu überwinden. Mit unserem Antrag – den wir in dieser 
Woche abschließend beraten – fordern wir, dass Deutschland hierbei eine 
führende Rolle übernimmt. Der Antrag zeigt auf, wie privatwirtschaftliche 
Investitionen mit Fokus auf den Agrarsektor in der Ukraine mit Unterstützung 
des Bundes gefördert werden können: Durch die Öffnung des Gewährleistungs-
rahmens des Bundes für Geschäfte der Deutsche Investitions- und 
Entwicklungsgesellschaft (DEG). Die DEG, die sich als Tochter der KfW-
Entwicklungsbank in staatlicher Hand befindet, kann bei der Schaffung des 
Rahmens für die notwendigen Investitionen in die Wirtschaft der Ukraine 
einerseits unterstützen. Mit unserem Antrag – den wir abschließend beraten – 
zeigen wir auf, wie wir den Wiederaufbau der Ukraine und damit gleichzeitig 
die weltweite Lebensmittelversorgung unterstützen können. Parallel bringen 
wir zudem unseren Antrag „Unterstützung für die Ukraine konsequent 
fortsetzen – Lieferung des TAURUS-Marschflugkörper entscheiden“ ein. Darin 
fordern wir die Bundesregierung auf, endlich die TAURUS-Marschflugkörper 
an die Ukraine zu liefern. 

Georgien und Moldau als sichere Herkunftsstaaten 

In abschließender zweiter und dritter Lesung befassen wir uns mit unserem 
Entwurf für ein „Gesetz zur Einstufung Georgiens und der Republik Moldau als 
sichere Herkunftsstaaten“. Die Zahl der Asylanträge in Deutschland ist in den 
letzten Jahren und insbesondere in den letzten Monaten deutlich angestiegen. 
Im Jahr 2022 wurden insgesamt 244 132 Anträge gestellt. Seit Mitte 2022 hat 
sich diese Entwicklung noch einmal stark beschleunigt. Darunter sind immer 
noch viele Asylanträge, die von vornherein sehr geringe Erfolgsaussichten 
haben. Die Voraussetzungen für die Gewährung von Asyl, Flüchtlingsschutz 
oder subsidiärem Schutz liegen insbesondere bei Antragstellern aus Georgien 
und der Republik Moldau nur in wenigen Einzelfällen vor. Im Zeitraum von 
Januar 2021 bis Mai 2023 war dies nur in 24 von 14 180 entschiedenen 
Asylverfahren (0,17 Prozent) von georgischen Staatsangehörigen und nur in 
sechs von 11 498 entschiedenen Asylverfahren (0,05 Prozent) von 
moldawischen Staatsangehörigen der Fall. Durch die zahlreichen aus nicht 
asylrelevanten Motiven gestellten Asylanträge werden Bund, Länder und 
Kommunen mit erheblichen Kosten für die Durchführung der Verfahren sowie 
für die Versorgung der in Deutschland aufhältigen Asylsuchenden belastet. 
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Dies geht im Ergebnis zu Lasten der tatsächlich schutzbedürftigen Asyl-
suchenden, da für sie weniger Kapazitäten zur Verfügung stehen. Wir wollen 
Georgien und Moldau deshalb als sichere Herkunftsstaaten einstufen. Die 
politische Entscheidung seitens der Bundesregierung für eine Einstufung 
wurde bereits auf der Ministerpräsidentenkonferenz im Mai getroffen. Es ist 
vollkommen unverständlich, warum die Koalition bis jetzt gebraucht hat, um 
diesen simplen Gesetzentwurf abzuschließen. Nicht nachvollziehbar ist 
zudem, warum die Koalition unseren Entwurf ausgebremst hat, um ihren 
eigenen weitgehend gleichlautenden Entwurf einzubringen. 

Arbeitende Mitte stärken – Steuerbelastung senken 

Mit unserem Antrag, den wir in erster Lesung beraten, fordern wir: Die 
Arbeitende Mitte muss durch Senkung der Steuerbelastung gestärkt werden. 
Hierzu fordern wir die Bundesregierung auf, den Grundfreibetrag und den 
Kinderfreibetrag für das sächliche Existenzminimum um 12 Prozent 
anzuheben und das Kindergeld für 2024 entsprechend anzuheben und die bis 
2022 bestehende Stufung für kinderreiche Familien ab dem dritten und vierten 
Kind wiedereinzuführen.  

EU-Kritik: Richtlinie über europäische grenzübergreifende Vereine 

Der Richtlinienvorschlag der EU-Kommission sieht die Schaffung einer neuen 
Rechtsform für Vereine ohne Erwerbszweck vor. Die Mitgliedstaaten sollen in 
ihrem Rechtssystem die Rechtsform „europäischer grenzübergreifender Verein 
– „European cross-border association“ (ECBA) – festlegen. Diese neue Rechts-
form überlagert die nationalen Rechtsformen für Vereine ohne Erwerbszweck. 
Die gewählte Regelungsmethode, eine ganz neue Rechtsform durch die 
verpflichtende Integration in die mitgliedsstaatlichen Rechtssysteme durch 
eine Richtlinie zu schaffen, ändert nichts daran, dass der ECBA im Kern eine 
neue europäische Rechtsform ist. Aus unserer Sicht ist dieser Richtlinien-
vorschlag abzulehnen, denn er verstößt gegen den EU-rechtlichen Grundsatz 
der Subsidiarität. Die Schaffung einer neuen Rechtsform, welche die nationalen 
Rechtsformen für Vereine ohne Erwerbszweck überlagert, kann nicht auf Art. 
114 AEUV gestützt werden. Schließlich ist der Richtlinienvorschlag auch 
unverhältnismäßig, da er die Möglichkeit von Vereinsverboten – ein wichtiges 
Mittel im Kampf gegen politischen Extremismus – stark einschränkt. 

Finanzierung der Betreuungsvereine und der Betreuer sicherstellen 

Die Betreuervergütung ist nach einer Erhöhung im Jahr 2019 unverändert 
geblieben; seither haben sich die Kosten für Organisation, Fahrtkosten, 
Tarifsteigerungen und Energiekosten stark erhöht. Mit unserem Antrag – den 
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wir in dieser Woche abschließend beraten – fordern wir die Bundesregierung 
deshalb auf, substanzielle Verbesserungen für die Betreuer zu erreichen. Die 
öffentliche Anhörung zu unserem Vorschlag – unter Beteiligung zahlreicher 
Experten – hat ergeben, dass die Finanzierungssituation der Betreuungsvereine 
und freien Betreuer prekär ist. Parallel dazu debattieren wir den Entwurf der 
Bundesregierung für ein „Gesetz zur Regelung einer Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung für berufliche Betreuer, Betreuungsvereine und ehrenamtliche 

Betreuer und zur Änderung des Betreuungsorganisationsgesetzes“. 

Digitalstrategie zur Chefsache machen 

Der Digital-Gipfel der Bundesregierung findet am 20./21. November 2023 in 
Jena statt. Aus Anlass des Gipfels ziehen wir eine Zwischenbilanz nach zwei 
Jahren Ampel-Digitalpolitik. Als Ergebnis stellen wir unserem Antrag fest: 
Deutschland verschläft unter der Ampel-geführten Bundesregierung die 
Digitalisierung. Die Bundesregierung ruht sich ausschließlich auf den Fort-
schritten der vorherigen, CDU/CSU-geführten Bundesregierung aus. Eigene 
Projekte: Fehlanzeige. Fortgesetzt von den Projekten der Vorgängerregierung 
wird dagegen in Ansätzen etwa die Breitbandförderung – leider nur 
eingeschränkt mit Antragsstopp im Jahr 2022 und einem sehr späten Start kurz 
vor Ostern im Jahr 2023. Ob und wie die digitale Bildung, welche die CDU/CSU-
geführte Bundesregierung u.a. mit dem Digitalpakt Schule vorangetrieben 
hatte, durch die Ampel fortgesetzt wird, ist bis heute offen. Auch im OZG-
Prozess – der flächendeckenden Digitalisierung von Verwaltungsleistungen – 
hat die Bundesregierung Tempo und Verbindlichkeit herausgenommen und 
die Mittel reduziert. Die von der Vorgängerregierung auf den Weg gebrachte 
Registermodernisierung wird seit zwei Jahren aufgehalten. 

Arzneimittelversorgung sicherstellen 

In unserem Antrag – den wir in dieser Woche erstmalig beraten – werden 
angesichts der sich verstetigenden Medikamentenengpässe zahlreiche 
Maßnahmen gefordert, um die Rahmenbedingungen für Arzneimittelhersteller 
zu verbessern. Auch soll der Pharmadialog als Dialogformat wiederbelebt 
werden. Zugleich sollen die Vor-Ort-Apotheken eine stärkere Stellung erhalten, 
um die Abgabe von Arzneimittel besser bewerkstelligen zu können. 
Insbesondere auf Kinderarzneimittel legen wir unserem Antrag einen Fokus. 
Wir fordern eine ausgewogene Mischung von Maßnahmen, die zur Bewältigung 
von Lieferengpässen und Versorgungsmängeln bei Arzneimitteln beitragen. 
Wir greifen zudem viele Punkte auf, die auch von der Ministerpräsidenten-
konferenz am 6. November im Beschluss „Sicherstellung der Arzneimittel-
versorgung“ gefordert wurden und damit für die Bundesregierung und die 
Koalition eigentlich selbstverständlich sein müssten. 
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Generalverdacht gegen den öffentlichen Dienst verhindern 

An der Integrität unserer Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten gibt es keine 
ernsthaften Zweifel. Alle Untersuchungen und Lageberichte der letzten Jahre 
zeigen übereinstimmend, dass unsere Staatsdienerinnen und -diener bis auf 
sehr wenige Ausnahmen fest auf dem Boden des Grundgesetzes stehen. Unter 
Demokraten sollte aber Einigkeit herrschen: Jeder extremistische Einzelfall ist 
einer zu viel. Menschen mit extremistischen und verfassungsfeindlichen 
Ansichten und Handlungen haben im Staatsdienst nichts verloren. Wer 
hoheitlich tätig wird, darf dies ausschließlich in dem vom Grundgesetz 
vorgegebenen und durch Recht und Gesetz ausgestalteten Rahmen tun. Mit 
unserem Antrag – den wir in dieser Woche abschließend beraten – verfolgen 
wir deshalb das Ziel, Feinde unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung schneller aus dem öffentlichen Dienst zu entfernen und 
möglichen Tendenzen bereits im Vorfeld konsequent entgegenzuwirken. 
Parallel dazu debattieren wir den Entwurf der Bundesregierung für ein „Gesetz 
zur Beschleunigung der Disziplinarverfahren in der Bundesverwaltung und zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften“. Die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Regelung führt zu einer Änderung dahingehend, dass mit einer 
Abschaffung der Disziplinarklage Bundesbeamtinnen und -beamte zunächst 
der Entscheidung der Dienstbehörde ausgesetzt wären und sich nur durch eine 
Klage gegen ihre Behörde im Dienstverhältnis halten können. Diesen Entwurf 
lehnen wir ab. Er wird von den Beamtengewerkschaften als nicht geeignet 
kritisiert und ist Ausdruck des Misstrauens gegen unsere Beamtinnen und 
Beamten. Der Bund ginge mit dem Gesetzentwurf einen Sonderweg mit 
ungewissem Ausgang und würde damit den verfassungs- und dienst-
rechtlichen Konsens in Bund und Ländern brechen. 

– Regierungsinitiativen und Plenargeschehen im Übrigen – 

Gesetz zur Beschleunigung der Digitalisierung des Gesundheitswesens 
(Regierungsentwurf) 

Das Digital-Gesetz soll den Behandlungsalltag für Ärztinnen und Ärzte sowie 
für Patientinnen und Patienten mit digitalen Lösungen vereinfachen. Zentraler 
Bestandteil des Gesetzes ist die Einrichtung der elektronischen Patientenakte 
(ePA) für alle. Sie soll den Austausch und die Nutzung von Gesundheitsdaten 
vorantreiben und die Versorgung gezielt unterstützen. Zudem wird das E-
Rezept als verbindlicher Standard eingerichtet. Unserer Sicht ist der 
grundsätzlichen Zielrichtung des Gesetzentwurfes zuzustimmen. Allerdings 
fehlen wichtige Bestandteile. Dazu gehört insbesondere ein Maßnahmenpaket, 
das Ärzte bei der Digitalisierung unterstützt. 
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Gesetz zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsdaten 
(Regierungsentwurf) 

Mit dem GDNG sollen Gesundheitsdaten für die Forschung erschlossen 
werden. Kern des Gesetzes ist die erleichterte Nutzbarkeit von Gesundheits-
daten für gemeinwohlorientierte Zwecke. Dazu wird unter anderem eine 
dezentrale Gesundheitsdateninfrastruktur mit einer zentralen Datenzugangs- 
und Koordinierungsstelle für die Nutzung von Gesundheitsdaten aufgebaut. 
Auch hier ist die grundsätzliche Zielrichtung des Entwurfes unterstützenswert. 
Stand jetzt ist aber beispielsweise das Verhältnis der Kranken- und 
Pflegekassen, die neue Befugnisse erhalten sollen, im Vergleich zu Ärzten und 

Psychotherapeuten noch nicht zufriedenstellend geregelt. 

Gesetz über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag 
(Regierungsentwurf) 

Mit dem Gesetz will die Ampel das Transsexuellengesetz in Deutschland 
ersetzen. Nach dem Gesetzentwurf soll transsexuellen, intergeschlechtlichen 
und nichtbinären Menschen ermöglicht werden, ihren Geschlechtseintrag und 
Vornamen ohne Gutachten oder Beratung und gerichtliche Entscheidungen zu 
ändern. Die Änderungen sollen beim Standesamt mit einer „Erklärung mit 
Eigenversicherung“ möglich sein. Laut Gesetzentwurf kann nach einem Jahr 
erneut eine Erklärung zur Änderung des Geschlechtsantrages und des 
Vornamens abgegeben werden. Für Minderjährige sollen grundsätzlich die 
gleichen Regeln gelten. Kinder bis 14 Jahre sollen durch bloße Erklärung ihrer 
Eltern den Geschlechtseintrag ändern können. Jugendliche ab 14 Jahren sollen 
eine Änderung selbst erklären können. Die Erklärung bedarf der Zustimmung 
der Sorgeberechtigten. Stimmen die Eltern als gesetzliche Vertreter nicht zu, so 
ersetzt das Familiengericht die Zustimmung, wenn die Änderung des 
Geschlechtseintrags und der Vornamen dem Kindeswohl nicht widerspricht. 
Können sich die Eltern nicht einigen, kann das Familiengericht auf Antrag 
eines Elternteils diesem die alleinige Entscheidung übertragen. Maßstab ist das 
Kindeswohl. Das Gesetz verbietet mit dem Offenbarungsverbot zudem die 
Offenlegung früherer Geschlechtseinträge oder Namen gegen den Willen der 
betroffenen Menschen. Bei Verstößen gegen das Offenbarungsverbot, bei 
denen eine schädigende Absicht gegen die betroffene Person vorliegt, können 
Bußgelder bis zu 10.000 Euro verhängt werden. Enge Verwandte sind vom 
Offenbarungsverbot ausgenommen. Mit dem Gesetzentwurf wird für den 
Zugang zu Einrichtungen und Räumen sowie zur Teilnahme an 
Veranstaltungen auf die Vertragsfreiheit und das Hausrecht des jeweiligen 
Eigentümers oder Besitzers sowie das Recht juristischer Personen, ihre 
Angelegenheiten durch Satzung zu regeln, verwiesen. Das Gesetz trifft keine 
Bestimmungen in Bezug auf medizinische Maßnahmen zur Angleichung der 
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Geschlechtsmerkmale. Hier gelten weiterhin die einschlägigen medizinischen 
Regelungen und Leitlinien. 

Zukunftsfinanzierungsgesetz (Regierungsentwurf) 

Mit dem Gesetzentwurf will die Bundesregierung die Zukunftsfähigkeit des 
Finanzstandorts Deutschland sichern und die steuerlichen Rahmen-
bedingungen für die Aktie als Vermögensanlage verbessern. Dies betrifft 
insbesondere die Mitarbeiterkapitalbeteiligung, den persönlichen Vermögens-
aufbau und damit auch die Altersvorsorge. Start-ups, Wachstumsunternehmen 
sowie kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) soll der Zugang zum 
Kapitalmarkt erleichtert und zugleich Investitionen in erneuerbare Energien 
gefördert werden. Dazu sollen Regelungen im Finanzmarktrecht, Gesellschafts-
recht und Steuerrecht weiterentwickelt werden. Wir schlagen in unseren 
Anträgen zahlreiche Verbesserungen vor. 

Gesetz für Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze 
(Regierungsentwurf) 

Ziel des Vorschlags der Bundesregierung ist, die Grundlagen für eine 
flächendeckende Wärmeplanung in Deutschland zu schaffen und die Treib-
hausgasneutralität der Wärmeversorgung weiter voranzutreiben. Nach dem 
Gesetzentwurf sind die Länder verpflichtet sicherzustellen, dass bis zum 30. 
Juni 2026 für Großstädte und bis zum 30. Juni 2028 für Gemeinden mit weniger 
als 100.000 Einwohnern Wärmepläne erstellt werden. Ein weiteres Ziel des 
Gesetzes ist es, bis 2030 die Hälfte der leitungsgebundenen Wärme klima-
neutral zu erzeugen und bis 2030 und 2040 Wärmenetze mit einem Anteil von 
30 bzw. 80 Prozent aus erneuerbaren Energien oder Abwärme zu speisen. Das 
Gesetz zur Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze kann ein 
wichtiger Beitrag für die erfolgreiche Umsetzung der Wärmewende und zur 
Erreichung von Klimaneutralität bis 2045 werden. Entfaltungspotential und 
gesellschaftliche Akzeptanz der Wärmewende hängen maßgeblich davon ab, 
dass das Gesetz nicht nur gut gedacht, sondern vor allem gut gemacht ist. Nach 
dem Fiasko bei der GEG-Novelle hat die Ampel-Regierung allerdings immer 
noch nicht verstanden, was das bedeutet: Ein inhaltlich tragfähiges, handwerk-
lich solides und bei Menschen, Kommunen und Wirtschaft akzeptiertes Gesetz 
vorzulegen. Für das Wärmeplanungsgesetz bedeutet dies konkret, dass 
Chancengleichheit, Versorgungsvielfalt, Versorgungssicherheit und Bezahl-
barkeit gewährleistet sein müssen. Das ist im vorgelegten Entwurf nicht der Fall 
– es wurden falsche strategische Entscheidungen getroffen, handwerkliche 
Fehler bei der Gesetzgebung gemacht und die Kritik von Sachverständigen 
ignoriert. Mit diesem Gesetzentwurf wird die Ampel daher nicht nur weiteres 
Vertrauen verspielen, sondern auch den Klimaschutz nicht voranbringen. 



 

  
Seite 16 von 18 

Gesetz zur Einführung eines Leitentscheidungsverfahrens beim BGH 
(Regierungsentwurf) 

Massenverfahren stellen eine große Belastung für die betroffenen Zivilgerichte 
dar. Es handelt sich dabei um massenhafte Einzelklagen zur gerichtlichen 
Geltendmachung gleichgelagerter (Verbraucher-)Ansprüche (zum Beispiel im 
Diesel-Skandal oder wegen unzulässiger Klauseln in Fitnessstudio-, 
Versicherungs- oder Bankverträgen). Meist stellen sich in diesen Verfahren die 
gleichen entscheidungserheblichen Rechtsfragen. Sind diese Rechtsfragen 
durch den Bundesgerichtshof höchstrichterlich geklärt, so können 
gleichlautende Verfahren, die bei den Instanzgerichten noch anhängig sind, 
anhand dieser Leitentscheidung ohne weiteres zügig entschieden werden. 
Bisher können etwa durch Rücknahme von Revisionen aus prozesstaktischen 
Gründen oder aufgrund eines Vergleichs höchstrichterliche Entscheidungen 
verhindert werden. Ohne eine höchstrichterliche Klärung bleiben die 
Instanzgerichte jedoch immer wieder mit neuen Verfahren zu gleichgelagerten 
Sachverhalten belastet. Deshalb will die Bundesregierung nun ein Leit-
entscheidungsverfahren beim Bundesgerichtshof einführen. Wir lehnen 
diesen Gesetzentwurf indes ab. Massenverfahren stellen ohne Frage ein großes 
Problem für die Justiz dar. Das Problem wurde auch schon durch die Union in 
einem eigenen Antrag thematisiert (Drs. 20/5560). Die dazu durchgeführte 
öffentliche Anhörung hat jedoch ergeben, dass Leitentscheidungsverfahren 
nicht der richtige Weg sind, da die Verfahren nach dem Durchlaufen des 
Instanzenzuges erst viel zu spät beim Bundesgerichtshof ankommen. Hierzu 
bedarf es eines Vorabentscheidungsverfahren beim Bundesgerichtshof. 

Gesetz zur Änderung des Ehenamens- und Geburtsnamensrechts 
(Regierungsentwurf) 

Das geltende Namensrecht in der Bundesrepublik Deutschland ist – gerade im 
internationalen Vergleich – sehr restriktiv und wird aufgrund der vielfältigen 
Lebenswirklichkeit der Gegenwart den Bedürfnissen von Familien nicht mehr 
gerecht. Der Entwurf der Bundesregierung – den wir im Grundsatz befürworten 
– sieht u.a. Folgendes vor: Die namensrechtlichen Möglichkeiten bei der 
Geburtsnamens- und Ehenamensbestimmung werden durch die Möglichkeit 
der Bildung von Doppelnamen für Kinder und Ehegatten erweitert. Die 
namensrechtlichen Traditionen der in Deutschland anerkannten nationalen 
Minderheiten und im Hinblick auf geschlechtsangepasste Formen des 
Familiennamens auch von Personen mit Migrationshintergrund werden 
berücksichtigt. Der Zwang zur Namensänderung nach einer Erwachsenen-
adoption wird aufgehoben. Insbesondere die Einführung von echten 
Doppelnamen für beide Ehepartner entspricht den Erwartungen der Menschen 
an das Namensrecht. Kritisch zu sehen ist hingegen die Aufhebung des Zwangs 
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zur Namensänderung bei Erwachsenenadoptionen, da dies eine "Rosinen-
pickerei" bei diesem Rechtsinstitut begünstigt. 

Gesetzentwürfe zum Nachrichtendienstrecht (Regierungsentwürfe) 

In dieser Woche beraten wir zudem in abschließender zweiter und dritter 
Lesung zwei Entwürfe der Bundesregierung zum Nachrichtendienstrecht: Das 
„Gesetz zum ersten Teil der Reform des Nachrichtendienstrechts“ sowie das 
„Gesetz zur Änderung des BND-Gesetzes“. Das Nachrichtendienstrecht ist nach 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts an einigen Stellen 
anzupassen. Mit Beschluss vom 28. September 2022 hat das Bundes-
verfassungsgericht die Übermittlungsvorschriften – also die Regelungen zum 
Informationsaustausch zwischen den Nachrichtendiensten und der Polizei – in 
Staatsschutzangelegenheiten für teilweise verfassungswidrig erklärt. Daher 
sind die Übermittlungsvorschriften an diese Vorgaben im BND-Gesetz, im 

Bundesverfassungsschutzgesetz und im Artikel 10-Gesetz anzupassen.  

Bundesvertriebenengesetz (Regierungsentwurf) 

In abschließender zweiter und dritter Lesung befassen wir uns mit dem „Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen und 
Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz)“. Mit der Gesetzesnovelle will die 
Bundesregierung endlich zur bisherigen Aufnahmepraxis von Spätaussiedlern 
zurückkehren. Dabei geht es um die Frage, wie die Zugehörigkeit zum 
deutschen Volkstum festgestellt wird, wenn in den lokalen Personal-
dokumenten des Antragstellers eine andere (nicht-deutsche) Nationalität oder 
Volkszugehörigkeit eingetragen ist. Viele Personen im postsowjetischen Raum 
haben aus Furcht vor Diskriminierung oder Stigmatisierung eine andere als die 
deutsche Volkszugehörigkeit eintragen lassen, obwohl sie sich dem deutschen 
Volkstum zugehörig fühlten und fühlen. Durch ein Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts von 2021 wurden an die Nachweisführung zur Wider-
legung der Eintragung in den Personaldokumenten erhöhte Anforderungen 
gestellt (sog. Gegenbekenntnis). Dies hatte zu Ablehnungsbescheiden des BVA 
geführt. Es ist gut, dass die Ampel-Regierung mit dem Entwurf endlich unseren 
intensiv vorgetragenen Forderungen nachgibt und zur bisherigen 

Anerkennungspraxis zurückkehrt. 

Energiepreisbremsenverlängerungsverordnung (Regierungsentwurf) 

Die Bundesregierung hat beschlossen, mit diesem Verordnungsentwurf den 
zeitlichen Anwendungsbereich der Energiepreisbremsen bis zum 30. April 
2024 zu verlängern. Die Verlängerung bedarf der Zustimmung des Bundestages. 
Im Dezember 2022 haben wir der Einführung der Preisbremsen damals nicht 
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zugestimmt. Wir haben sowohl die Komplexität als auch die vergessene 
Unterstützung für Pellet- und Ölheizungen kritisiert. Zwar wurde mittlerweile 
mehrfach bei den Preisbremsen nachgesteuert. Sie bleiben trotzdem sehr 
komplex, betrugsanfällig und decken nicht alle Haushalte ab. Nun will die 
Ampelkoalition die Energiepreisbremsen verlängern und so Entlastungen ins 
Schaufenster stellen. Sie erhöht aber im selben Winter die Energiekosten durch 
die vorzeitige Rückkehr zur erhöhten Mehrwertsteuer auf Gaslieferungen. Bei 
vielen Verbrauchern wird die Bremse wohl nicht greifen, die höhere 
Mehrwertsteuer aber ganz sicher. Unterm Strich ist das damit mehr 
Preiserhöhung als Preisbremse. Das ganze Vorgehen ist damit nicht nur völlig 
widersprüchlich, sondern auch ein Etikettenschwindel. Mitten in einer 
Heizperiode sorgt die Ampel so statt für Verlässlichkeit eher für neue 
Verunsicherung. 

Hauptverhandlungsdokumentationsgesetz (Regierungsentwurf) 

Mit dem Gesetzentwurf soll ein Anliegen aus dem Koalitionsvertrag 
aufgegriffen werden ("Wir machen Strafprozesse noch effektiver, schneller, 
moderner und praxistauglicher, ohne die Rechte der Beschuldigten und deren 
Verteidigung zu beschneiden. Vernehmungen und Hauptverhandlung müssen 
in Bild und Ton aufgezeichnet werden."). Es soll eine gesetzliche Grundlage für 
eine digitale Inhaltsdokumentation der erstinstanzlichen Hauptver-
handlungen vor den Landgerichten und Oberlandesgerichten geschaffen und 
ausgestaltet werden. Wir lehnen den Gesetzentwurf ab. Er wird auch von der 
Justiz ganz überwiegend kritisiert. So weist der deutsche Richterbund 
richtigerweise darauf hin: "Auch im Gewand eines „Optionsmodells“ führt eine 
Videoaufzeichnung des Strafprozesses zu einer erheblichen Mehrbelastung der 
Justiz, verstößt gegen die Persönlichkeitsrechte der Verfahrensbeteiligten, 
droht im Einzelfall die Wahrheitsfindung im Strafprozess zu beeinträchtigen 
und den Opferschutz massiv zu schwächen. Eine optionale audiovisuelle 
Dokumentation ist daher nur eine Scheinlösung, die einen „Video-

Dokumentations-Flickenteppich“ in der Strafjustiz befürchten lässt. 

* * * 


